
Umstände der Tat und des Verhaltens des Täters zu 
prüfen und zu klären, weitaus größer ist als im Be­
schlußverfahren, in welchem eine Prüfung sich notwen­
digerweise auf die Aktenlage beschränkt.^ In Anbetracht 
dieser Sachlage ist aber der in der Hauptverhandlung 
gewonnenen Erkenntnis mehr Gewicht beizumessen, 
weil im Beschlußverfahren möglicherweise subjektiv 
beeinflußte Beurteilungen und Stellungnahmen Grund­
lage der Entscheidung sein können. Das persönliche Ver­
halten der Verurteilten muß aber auch, wie in dem 
Kassationsantrag richtig angeführt wird, weitgehend 
danach beurteilt werden, daß sie trotz ihrer ehelichen 
und häuslichen Belastungen ständig einer geregelten 
Arbeit nachgegangen ist und diese, wie sich aus einer 
Beurteilung der Arbeitsstelle ergibt, zufriedenstellend 
ausgeführt hat.

Dem Kreisgericht kann auch nicht darin gefolgt wer­
den, daß der Vollstreckung der Reststrafe von 43 Tagen 
Gefängnis noch ein erzieherischer Wert innewohnen 
würde. Nach dem bisher Ausgeführten ergibt sich be­
reits, daß der erzieherische Wert der Vollstreckung der 
Reststrafe zweifelhaft sein muß, wenn es nicht ange­

bracht erscheint, eine sechsmonatige Gefängnisstrafe 
gegen die Verurteilte zu vollstrecken. Gegen diese Ent­
scheidung, obwohl sie in der Begründung mangelhaft 
ist, sind keine Einwände zu erheben.

Soweit sich die Entscheidung des Kreisgerichts auf 
das sonstige Verhalten der Angeklagten bezieht — Ge­
nuß alkoholischer Getränke, Anknüpfung von Männer­
bekanntschaften —, ist die Richtigkeit der Grundlage 

1 dieser Einschätzung in Zweifel zu ziehen, weil sie sich 
im wesentlichen auf Angaben eines mit der Verurteilten 
nicht in bestem Einvernehmen lebenden Mitbewohners 
stützt. Aber selbst wenn sich die Angeklagte in der vom 
Kreisgericht angenommenen Weise verhalten hätte, 
könnte dieser Umstand allein nicht die Anordnung der 
Vollstreckung der restlichen Freiheitsstrafe rechtferti­
gen, weil demgegenüber das positive Verhalten der An­
geklagten in ihrer Arbeit überwiegt, dieses jedoch bei 
der Entscheidung des Kreisgerichts keinerlei Berück­
sichtigung gefunden hat.

Aus all dem ergibt sich, daß die Voraussetzungen, die 
die Anordnung der Vollstreckung der Reststrafe gemäß 
§ 347 StPO rechtfertigen würden, nicht vorliegen. Der 
Beschluß des Kreisgerichts war daher aufzuheben 
und die Sache an das genannte Gericht zurückzuver­
weisen. Das Kreisgericht hat unter Beachtung der ge­
gebenen Hinweise über den Antrag des Staatsanwalts 
erneut zu entscheiden.

§ 13 JGG.
Die Erziehungsmaßnahme der Schutzaufsicht reicht 

nicht aus, wenn der Erziehungspflichtige nicht einmal 
den Willen hat, auf den Jugendlichen erzieherisch ein­
zuwirken.

OG, Urt. vom 3. April 1959 - 2 Zst III 2/59.
Der im Jahre 1943 geborene Angeklagte ist der Sohn 

eines Arbeiters. Sein Vater starb, als der Angeklagte zwei 
Jahre alt war. In der Berufsschule war er ein äußerst 
schlechter Schüler; er machte keine Schularbeiten und war 
Rädelsführer bei Schlägereien und Streichen.

Am Sonntag, dem 10. August 1958, hielt sich der Ange­
klagte mit zwei weiteren Jugendlichen in S. auf. Als sich 
die Kinder eines Ferienlagers vom Freibad S. auf dem 
Heimweg befanden, sagte einer der Freunde des Ange­
klagten: „Wir wollen mal sehen, aus welchem Nest die 
sind.“ Das 14 Jahre alte Ferienkind Manfred K. entgegnete 
darauf: „Ihr seid ja selber hier in so einem Nest geboren!“ 
Der Angeklagte erwiderte: „Werde nicht frech!“ und gab 
Manfred gleichzeitig einen harten Schlag zwischen Nase 
und Mund. Manfred fiel zu Boden und verlor für kurze 
Zeit die Besinnung. Er erlitt Schwellungen an der Nase.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht G. 
(Jugendstrafkammer) den Angeklagten wegen vorsätzlicher 
Körperverletzung (§ 223 StGB) zu sieben Monaten Frei­
heitsentziehung verurteilt. Ferner hat es die Heimerziehung 
angeordnet.

Auf die Berufung der Mutter des Angeklagten hat das 
Bezirksgericht das Urteil der Jugendstrafkammer abge­
ändert. Es hat die Schutzaufsicht angeordnet und dem 
Jugendlichen die Weisung erteilt, im Rahmen des NAW 
der Stadt E. 15 Stunden zu arbeiten.

- Zur Begründung dieser Entscheidung hat das Bezirks­
gericht ausgeführt: Die Bestrafung des Angeklagten stehe 
nicht im Verhältnis zu der begangenen Verfehlung. Im

Ergebnis werde der Jugendliche damit für die mangelhafte 
Erziehung durch seine Mutter verantwortlich gemacht. 
Diese habe sich ihren Pflichten gegenüber sehr gleichgültig 
verhalten. Sie sei auch nicht zu Rücksprachen erschienen, 
zu denen sie vom Lehrer der Berufsschule gebeten worden 
war. Der Jugendliche habe sich andererseits auch gut ver­
halten. Das ergäbe sich aus einer Beurteilung seines Lehr­
betriebes und der GST-Grundorgaraisation. Beim Vorhan­
densein einerseits positiver und andererseits negativer 
Eigenschaften sei weder die Bestrafung noch die Anord­
nung der Heimerziehung notwendig gewesen. Die Schutz­
aufsicht sei die geeignete Erziehungsmaßnahme.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation des Urteils 
des Bezirksgerichts beantragt, soweit auf Schutzaufsicht 
erkannt worden ist Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Bezirksgericht ist darin zuzustimmen, daß eine 

Bestrafung des Jugendlichen nicht erforderlich ist, weil 
Erziehungsmaßnahmen ausreichen. Das Bezirksgericht 
hätte jedoch erkennen müssen, daß im vorliegenden 
Fall die Anordnung der Schutzaufsicht nicht genügt, 
um die gesellschaftliche Entwicklung des Jugendlichen 
zu fördern oder zu sichern. Es hat selbst ausgeführt, 
daß die Erziehung durch die Mutter „entscheidend ver­
sagt“ hat, weil sie in dieser Beziehung sehr gleichgültig 
gewesen sei. Aus dem Bericht des Rates des Kreises G. 
(Abt. Volksbildung, Referat Jugendhilfe/Heimerzie- 
hung) ergibt sich ferner, daß sie gegenüber einem Mit­
arbeiter der Abteilung Arbeitskräftelenkung geäußert 
hat, sie sei an der Entwicklung ihres Sohnes nicht 
interessiert, da er ein Radaubruder und bei jeder 
Schlägerei dabei sei. Dieses mangelnde Interesse zeigte 
sich auch darin, daß sie den Einladungen zu Aus­
sprachen wegen der Erziehungsschwierigkeiten in der 
Berufsschule nicht nachkam.

Diese Umstände zeigen, daß die Mutter gar nicht den 
ernsthaften Willen hat, ihren Sohn zu einem verant­
wortungsbewußten Menschen zu erziehen. Die Schutz­
aufsicht könnte aber nur dann Erfolg haben, wenn 
zumindest dieser Wille vorhanden ist, so daß dann, 
wenn die Unterstützung durch einen Schutzaufsichts­
helfer hinzukommt, mit einem Erfolg in der Erzie­
hungsarbeit gerechnet werden kann. Die vom Bezirks­
gericht festgestellten positiven Eigenschaften des 
Jugendlichen werden sich ebenfalls nur dann ent­
wickeln können, wenn er aus seiner bisherigen Um­
gebung herausgelöst und dem dauernden Einfluß der 
Heimerziehung ausgesetzt wird. Die Anordnung der 
Heimerziehung liegt also im Interesse des Jugend­
lichen. Es war ein Mangel, daß das Bezirksgericht im 
Rechtsmittelverfahren die Jugendgerichtshilfe nicht, wie 
es § 28 Abs. 2 JGG vorsieht, zur Mitarbeit herange­
zogen hat. Diese Maßnahme hätte es ihm erleichtert, 
die richtige Erziehungsmaßnahme zu finden.

Zivilrecht
§§ 535, 556, 557, 597 BGB; § 1 MSchG.
1. Die Vereinbarung der Schriftform für die Kündi­

gung und einer Kündigungsfrist hindert die Parteien 
eines Pachtvertrages nicht, sich im gegenseitigen Ein­
vernehmen formlos über die Beendigung des Pacht­
verhältnisses zu verständigen.

2. Lehnt die Wohnungsbehörde die Zuweisung ande­
ren Wohnraumes ab, so stellt die Nichtherausgabe von 
Wohnräumen durch den Pächter eines gemischtgewerb­
lichen Pachtobjektes keine Vorenthaltung der Pacht- 
sache nach § 557 BGB dar. Der Verpächter kann An­
sprüche auf Weiterzahlung der Pachtsumme allenfalls 
auf die allgemeinen Grundsätze über Schadensersatz­
pflicht stützen, wenn er ein schuldhaftes Verhalten des 
Pächters nachzuweisen in der Lage ist.

OG, Urt. vom 18. September 1958 — 1 Zz 33/58.
Der Verklagte hatte auf Grund eines schriftlichen Pacht­

vertrages vom Oktober 1947 im Hausgrundstück des Klägers 
Geschäftsräume für eine Bäckerei und zwei Wohnräume 
inne. Der monatliche Pachtzins betrug insgesamt 100 DM. 
Im Mai 1956 erklärte der Verklagte dem Kläger, er möge 
sich um einen anderen Pächter bemühen, da er aus ge­
sundheitlichen Gründien nicht mehr in der Lage sei, den 
Bäckereibetrieb fortzuführen. Mit Schreiben vom 27. Juni 
1956 kündigte der Kläger den Pachtvertrag zum 1. Oktober 
1956 auf. Im August 1956 hatte der Verklagte den Bäckerei­
betrieb bereits eingestellt und dem Kläger die Geschäfts-
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